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„Das weſtpreußiſche Handwerk“ 

erſcheint wöchentlich einmal Bezugs⸗ 

preis vierteljährlich 1,00 M., mit 

Beſtellgeld 1,12 M. Beſtellungen 

nehmen alle Poſtanſtalten und Brief⸗ 
träger entgegen. 
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(Geſellenprüſungen. — Beftellung des weſtpreußiſchen Hand- 
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dungen in Lehrlingsſtreitigkeiten. — Vergebung von Kriegslie⸗ 

ſerungen. — Grundſtücksbeleihungen.) 


Bekanntmachung. 

Geſellenprüſungen ſinden in der Zeit pom 
I. bis 15. Januar, 1. bis 15. April, 1. bis 15. 
Juli und 1. bis 15. Oktober jeden Jahres ſtatt. 

Die infolge der Anmeldung bei dem Vor- 
ſitzenden des zuftändigen Geſellenprüfungsausſckuſſes 
anberaumten Prüfungstermine ſind von dieſen 
bis ſpäteſtens 23. Dezember, 23. März, 23. Juni 
und 23. September dem betreffenden Abteilungs⸗ 
vorſitzenden der Handwerkskammer unter Angabe 
von Zeit und Ort einzureichen. Zulaſſungsge⸗ 
ſuche, welche nach dieſem Zeitpunkt eingehen, 
werden nicht berückſichtigt. 

Abteilungsvorſitzende der Handwerksk ammer 
find: 

1. Photograph Heinrich Gerdom in Thorn 
(umfaſſend den Stadt: und Landkreis Thorn 
und die Landkreiſe Briefen, Strasburg und Löbau.) 

2. Friſeurmeiſter A. Sommerfeld in Graudenz 
lumfaſſend Stadt⸗ und Landkreis Graudenz und 
die Landkreiſe Schwetz und Culm.) 

3. Fleiſchermeiſter W. Hoffmann in Marien- 
werder (umfaſſend die Landkreiſe Marienwerder, 
Roſenberg und Stuhm.) 

4. Schloſſermeiſter R. Cange in fonitz (um⸗ 
faſſend die Landkreiſe Konitz, Schlochau und Tuchel.) 

5. Friſeurmeiſter Paul Podlaß in Flatow 
für die Abteilung Dt. Krone (umfaſſend die 
Landkreiſe Dt. Krone und Flatow.) 


Amtliches Organ der Handwerkskammer zu Graudenz 


für den Regierungsbezirk Marienwerder. 


Graudenz, Sonnabend, den 11. Dezember. 
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Im Anzeigenteil koſtet die vier⸗ 

geſpaltene Petitzeile 20 Pf., bei Be⸗ 

kanntmachungen von Innungen, Ge- 

noſſenſchaften 10 Pf. Aufträge nimmt 

die Buchdruckerei Robert Geiſel 
entgegen. 


1915. 


Bei jeder Zwangsinnung beſteht ein Prüfungs- 
ausſchuß, bei einer freien Innung nur dann, 
wenn ſie zur Abnahme von Geſellenprüfungen 
durck die Handwerkskammer ermächtigt if. 

Wegen der Zuſtändigkeit der Prüfungsaus⸗ 
ſchüſſe wende man ſich in Zweifelsfällen geraden- 
mags rechtzeitig an die Handwerkskammer, welche 
auch in allen anderen Prüfungsangelegenheiten 
jederzeit bereitwilligſt Auskunft gibt. Dies gilt 
insbeſondere für Lehriinge (bezw. deren geſetz⸗ 
licher Vertreter) von Nichkinnungs mitgliedern. 


Die Handwerkskammer zu Graudenz. 


Die Vorſitzend en der Prüfungsausſchüſſe ha⸗ 
ben ſich vor Abnahme der Prüfung eines Lehrlings in 
jedem Falle nicht nur davon zu überzeugen, daß an der 
Hand der Eintragung die Lehrzeit dem Datum nach abge⸗ 
laufen iſt, ſondern daß der Lehrling auch in der Tat wäh⸗ 
rend der Lehrzeit ununterbrochen in einem ordentlichen 
Lehrverhältnis geſtanden hat. Bei Verſäumniſſen von er⸗ 
heblicher Dauer — bei Kriegsausbruch bezw. Einziehung 
des Lehrherrn ſind viele Lehrlinge Armierungsarbeiter 
geworden — iſt ſtets die Kammer vor der Zulaſſung des 
Lehrlings zu hören. Desgleichen ſteht ganz allgemein 
weder dem Vorſitzenden der Prüfungsausſchüſſe noch den 
Innungen noch dem Lehrherrn das Recht zu, Lehrlingen 
einen Teil der Lehrzeit zu erlaſſen. Geſuche um Entbin⸗ 
dung von der vertraglich feſtgeſetzten Lehrzeit ſind ſtets 
zuvor an die Kammer zu richten. 


Viele Lehrlinge werden ſo ſpät zur Prüfung ange- 
meldet, daß ſie überhaupt nicht mehr zum beſtimmten Ter⸗ 
min geprüft werden können. Ganz abgeſehen davon, daß 
durch eine ſolche Nachläſſigkeit unſer Geſchäftsgang er- 
ſchwert und verzögert wird, werden auch die Lehrlinge in 
ihrem Fortkommen geſchädigt; denn dieſe jungen Leute 
müſſen nun bis zum nächſten Prüfungstermin, d. i. ein 
ganzes Vierteljahr warten, um ein Geſellenzeugnis zu er⸗ 
halten. Sie verlieren alſo unnötige Zeit, Zeit aber iſt 
Geld, wie wohl jeder Handwerker ſehr gut wſſen wird. 
In einigen Fällen iſt ſogar anzunehmen oder uns be⸗ 
ſtimmt mitgeteilt worden, daß Lehrherrn ihre Lehrlinge 


abſichtlich nicht zur Geſellenprüfung anhalten, um ſich 
möglichſt lange deren Arbeitskräfte billig zunutze zu ma- 
chen. Ein ſolches böswilliges Verhalten kann nicht ſchwer 
genug getadelt werden und iſt durchaus vom Standpunkte 
eines rechtlich denkenden Meiſters verwerflich; aber auch 
derjenige Meiſter, der feinen Lehrling aus Nachläſſigkeit 
zu ſpät anhält, ſich der Geſellenprüfung zu unterwerfen, 
zeigt nicht den guten Willen, für das Fortkommen ſeines 
Lehrlings nach Möglichkeit zu ſorgen. Wir machen da- 
rauf aufmerkſam, daß wir in Zukunft gegen Lehrherrn, 
die aus Nachläſſigkeit oder gar in eigennütziger Abſicht 
für die rechtzeitige Anmeldung ihrer Lehrlinge zur Ge- 
ſellenprüfung nicht ſorgen, mit den uns zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln vorgehen werden. Im § 131 e der 
Reichsgewerbeordnung in Verbindung mit § 24, 2 der Bor- 
ſchriften zur Regelung des Lehrlingsweſens wird aus— 
drücklich dem Lehrherrn die Pflicht auferlegt, den Lehr⸗ 
ling zur Geſellenprüfung anzuhalten und für die recht⸗ 
zeitige Anmeldung beim zuſtändigen Prüfungsausſchuß 
zu ſorgen. Verſtöße gegen dieſe Beſtimmungen können 
wir auf Grund von § 27 der genannten Lehrlingsvor⸗ 
ſchriften mit einer Geldſtrafe bis zu 20 Mark ahnden und 
werden auch von dieſem Recht Gebrauch machen, wenn 
uns Fälle bekannt werden, in denen Lehrherren ihren 
Pflichten gegen ihre Lehrlinge in der gerügten Weiſe ver⸗ 
nachläſſigen. Außerdem weiſen wir darauf hin, daß in 
ſehr vielen Fällen der Lehrherr fidh, gegenüber dem gejeß- 
lichen Vertreter des Lehrlings noch beſonders dazu ver- 
pflichtet hat, für eine rechtzeitige Ablegung der Geſellen⸗ 
prüfung zu ſorgen. Wenn nun infolge verſpäteter An⸗ 
meldung der Lehrling nicht mehr zur ordentlichen Prü⸗ 
fung zugelaſſen wird und auf ſeinen Antrag außerter⸗ 
minlich geprüft werden muß, jo hat er ſelbſt die Kojten 
der Prüfung zu tragen, iſt aber in einem ſolchen Falle be⸗ 
rechtigt, Erſatz der über die gewöhnliche Prüfungsgebühr 
von 6 Mark hinausgehenden Koſten von ſeinem Meiſter 
zu verlangen. Im Falle einer Klage wegen Schaden⸗ 
erſatz vor den ordentlichen Gerichten würde der Lehrling 
bezw. deſſen geſetzlicher Vertreter zweifellos mit ſeinen 
Anſprüchen durchdringen. Wenn der Lehrling gegen den 
Willen und ungeachtek der Ermahnungen ſeines Meiſters 
ſich nicht zur Prüfung meldet, trifft Letzteren ſelbſtredend 
keine Schuld, und er iſt weder ſtraffällig noch ſchadenerſatz⸗ 
pflichtig. Ganz beſonders müſſen ſich diejenigen Meiſter 
um die rechtzeitige Anmeldung ihrer Lehrlinge kümmern, 
die keiner Innung oder einer ſolchen, die das Geſellen⸗ 
prüfungsrecht nicht hat, angehören, und die daher ihre 
Lehrlinge zunächſt bei der Handwerkskammer zur Prü⸗ 
fung anmelden müſſen; denn man kann in dieſem Falle 
von dem jungen Lehrling nicht verlangen, daß er weiß, 
wie er ſich zu verhalten oder wohin er ſich zu wenden hat. 
Wir richten an alle Meiſter, die Lehrlinge halten, die drin⸗ 
gende Bitte, dieſe Ausführungen aufmerkjam zu leſen und 
im Intereſſe der ihnen anvertrauten Lehrlinge ſorgfältig 
zu beachten. 
Der Vorſitzende. Emil Hache. 


Beſtellung 
des welfpreußifcen Handwerks. 


Sämtliche Bezieher des weſtpreußi⸗ 
ſchen Handwerks, auch die in Graudenz 
wohnhaften, haben ab 1. Fannar 1916 
das Blatt nur unmittelbar bei ihrer 
Poſtauſtalt zu beſtellen. Von der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle wird das Blatt nicht mehr 
zugeſtellt. 
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Arbeits nachweis. 
Bei der Beſchäftsſtelle der Handwerkskammer 
beffekt ein Arbeitsnachweis, welcher Stellen aller 
Art des Gewerbes vermittelt. Insbefondere 
Handwerksmeiker, welche ihren Betrieb ſchließen 
und ihre Lehrlinge und Gefellen anderweit unter- 
bringen wollen, werden erfaht dem Arbeits- 
nachweis der Seſchäftsſlelle Mitteilung zu machen. 
Dieſer wird in der Cage fein, Stellen für die 
Gelellen und Lehrlinge zu vermitteln. 


Vergebung von Kriegslieferungen. 


Um eine möglichſt gleichmäßige Berückſichtigung aller 
in Betracht kommenden Gewerbebetriebe zu erreichen, 
erſucht das ſtellvertretende Generalkommando des 17. 
Armeekorps um baldgefl. Feſtſtellung, ob und welche in⸗ 
duſtriellen und Handwerksbetriebe des Korpsbezirks noch 
nicht mit Heereslieferungen beauftragt worden ſind, und 
ob dieſe Betriebe bereit und imſtande ſind, Hereesliefe⸗ 
rungen zu übernehmen. 

„Die Geſchäftsſtelle ijt zur Zeit damit beſchäftigt, eine 
Liſte ſolcher Betriebe des Kammerbezirks aufzuſtellen. 
Betriebe, die ihre Leiſtungsfähigkeit und Zuverläſſigkeit 
nackzuweiſen in der Lage find. und Heereslieferungen 
noch garnicht oder wenig gehabt haben, wollen ſich umge⸗ 
hend bei der Geſchäftsſtelle melden. 


Die Zuffändigkeit bei Entſcheiaungen in 
Cehrſtreitigkeiten. 


Aus der Handwerkszeitung der Berliner Handwerkskammer. 


Die zahlreichen Streitigkeiten, die ſeit Ausbruch des 
Krieges zwiſchen Lehrherren und Lehrlingen bezw. deren 
geſetzlichen Vertretern entſtanden find und ſtändig grö⸗ 
ßeren Umfang annehmen, ſowie die hierbei zutage getre⸗ 
tene Unwiſſenheit der beteiligten Kreiſe über die einzu⸗ 
ſchlagenden Wege zur Schlichtung oder Entſcheidung der 
Streitfälle laſſen es wünſchenswert erſcheinen, die gel⸗ 
tenden geſetzlichen Beſtimungen einmal eingehend zu be- 
ſprechen. 

Bekanntlich iſt eine der Hauptaufgaben der Hand⸗ 
werkskammern, das Lehrlingsweſen näher zu regeln und 
die Durchführung der zu dieſem Zweck erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften zu überwachen. Dieſer wichtigen Aufgabe widmen 
ſich die Handwerkskammern mit beſonderem Eifer und 
ſo iſt es auch ganz natürlich, wenn ſich beim Ausbruch von 
Lehrlingsſtreitigkeiten die Parteien um Rat und Unter- 
ſtützung an ihre zuſtändige Handwerkskammer wenden. 
Dieſe werden auch ſtets in weitgehendſtem Maße gewährt 
und die Schlichtung zahlreicher Streitfälle iſt ihrem Ein⸗ 
greifen zu verdanken. Aber nicht immer und beſonders 
nicht in der gegenwärtigen Zeit hat die Anrufung der 
Handwerkskammern einen praktiſchen Wert, weil in den 
meiſten Fällen von der einen oder anderen Partei mit 
aller Entſchiedenheit die Auflöſung des Lehrverhältniſſes 
gefordert wird, dies gehört aber nicht zu den Aufgaben 
der Handwerkskammern, da ſie gerichtliche Befugniſſe 
nicht beſitzen. Hierfür ſowie für alle ſonſtigen Entſchei⸗ 
dungen von Lehrlingsſtreitigkeiten find vielmehr die Ge- 
richte zuſtändig. Von dieſen wieder kommen in Betracht 
das Amtsgericht, das Gewerbegericht und der „Ausſchuß 
für das Lehrlingsweſen“ der Innungen, welch letzterer 
ebenfalls ein Gewerbegericht im Sinne der Ziffer 4 des 
§ 14 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes iſt. Die Zuſtändig⸗ 
keit dieſer Gerichte richtet ſich je nach dem Beſtehen eines 
Gewerbegerichts und dem Umſtande, ob der Lehrherr 
einer Innung angehört oder nicht. Hier ſoll des beſſeren 
Verſtändniſſes wegen darauf hingewieſen ſein, daß nach 
§ 2 des Gewerbegerichtsgeſetzes für Gemeinden, welche 
nach der jeweilig letzten Volkszählung mehr als 20 000 
Einwohner haben, ein Gewerbegericht errichtet werden 
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muß und im übrigen errichtet werden kann. Hiernach 
ift bei Lehrlingsſtreitigkeiten anzurufen: 

a) das Amtsgericht, wenn für den betreffenden Be⸗ 
zirk ein Gewerbegericht nicht beſteht und der Lehr⸗ 
Lehrherr keiner Innung als Mitglied angehört, 

b) das etwa vorhandene Gewerbegericht, wenn der 
Lehrherr keiner Innung als Mitglied angehört, 
der „Ausſchuß für das Lehrlingsweſen“ derjenigen 
Innung, welcher der Lehrherr etwa als Mitglied 
angehört. 

Zu e ift noch ergänzend zu bemerken: Wenn für 
einen Bezirk ein Innungsausſchuß beſteht, jo können die 
ihm angeſchloſſenen Innungen dieſem Rechte und Pflich⸗ 
ten übertragen, u. a. alſo auch die ſonſt dem „Ausſchuß 
für das Lehrlingsweſen“ der betreffenden Innungen ob⸗ 
liegenden Entſcheidungen von Lehrlingsſtreitigkeiten, wie 
das z. B. bei dem Innungsausſchuß der vereinigten In⸗ 
nungen zu Berlin der Fall iſt. In ſolchen Fällen iſt bei 
Lehrlingsſtreitigkeiten von den Mitgliedern der dem In⸗ 
nungs⸗Ausſchuß angehörigen Innungen oder von deren 
Lehrlingen nicht der „Ausſchuß für das Lehrlingsweſen“ 
der Innung, ſondern der betreffende Innungsausſchuß zur 
Entſcheidung anzurufen. Die Tatſache, daß die Innungen 
und nach dem Vorgeſagten evtl. die Innungsausſchüſſe 
im Sinne des ihnen eingeräumten Gelbjtverwaltungs- 
rechts eigene Gerichtsbarkeit beſitzen, iſt nicht nur bei In⸗ 
nungsmitgliedern und ihren Lehrlingen bezw. deren ge⸗ 
ſetzlichen Vertretern noch wenig bekannt, ſondern auch 
leitende Perſönlichkeiten dieſer Korporationen ſind, wie 
zahlreiche Beiſpiele beweiſen, hierüber vollkommen im 
Unklaren, jodah eine nähere Erörterung dieſer Frage im 
Intereſſe aller Beteiligten liegt. 

Der Entſcheidung des „Ausſchuſſes für das Lehrlings⸗ 
weſen“ der Innungen oder gegebenenfalls des Innungs⸗ 
Ausſchuſſes unterliegen Streitigkeiten zwiſchen Innungs⸗ 
mitgliedern und ihren Lehrlingen 

1. über den Antritt, die Fortſetzung oder die Auflö⸗ 
ſung des Lehrverhältniſſes, ſowie über die Aus⸗ 
händigung oder den Inhalt des Arbeitsbuches oder 
Zeugniſſes: 

2. über die Leiſtungen und Entſchädigungsanſprüche 
aus dem Lehrverhältniſſe ſowie über eine in Be⸗ 
ziehung auf dasſelbe bedungene Konventional- 
ſtrafe. 

Die Zuſammenſetzung dieſer Organe ſowie das von 
ihnen zu beobachtende Verfahren iſt in den Statuten der 
Innungen bezw. Innungs⸗Ausſchüſſe geregelt. Zur In⸗ 
formation aller beteiligten Kreiſe, denen häufig ein Sta⸗ 
tut nicht zur Verfügung ſteht, ſoll jedoch das Verfahren 
hier erläutert werden. 

Nach Anrufung ſeiner Entſcheidung hat der „Ausſchuß 
für das Lehrlingsweſen“ bezw. das betreffende Organ des 
Innungs⸗Ausſchuſſes den Parteien alsbald Gelegenheit zu 
geben, ihre Ausführungen und Beweismittel in einem 
Termine mündlich vorzubringen. Die Vertretung durch 
Perſonen, die ſich berufs⸗ oder gewerbsmäßig mit der Be⸗ 
ſorgung fremder Rechtsangelegenheiten befaſſen, iſt aus⸗ 
geſchloſſen. 

Kommt ein Vergleich zuſtande, jo ift ein Protokoll dar- 
über aufzunehmen und von den Parteien und dem Bor- 
ſitzenden des zur Entſcheidung angerufenen Organs zu un⸗ 
terſchreiben. 

Die Entſcheidung, bei welcher außer dem Vorſitzen⸗ 
den mindeſtens 2 Beiſitzer mitwirken müſſen, erfolgt nach 
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt der Vor⸗ 
ſitzende den Ausſchlag. 

Die Entſcheidung iſt ſchriftlich abzufaſſen, ſie geht in 
Rechtskraft über, wenn nicht binnen einer Notfriſt von 
einem Monat eine Partei Klage bei dem ordentlichen Ge⸗ 
richt (Amtsgericht) erhebt. Die Friſt beginnt gegen eine 
bei der Verkündigung nicht anweſende Partei mit der 
Behändigung der Entſcheidung. 

Wenn gegen die Entſcheidung des Organs der In⸗ 
nung bezw. Innungs⸗Ausſchuſſes von keiner der Parteien 
innerhalb der angegebenen Friſt Klage bei dem ordent⸗ 
lichen Gericht erhoben wird, ſo hat ſie, wie geſagt, Rechts⸗ 
kraft erlangt. Fügt ſich die verurteilte Partei nicht frei⸗ 
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willig der ergangenen Entſcheidung, ſo kann auf Antrag 
der obſiegenden Partei durch die Innung bezw. den In⸗ 
nungs⸗Ausſchuß bei der zuſtändigen Polizeibehörde der 
Antrag auf Zwangsvollſtreckung geſtellt werden. In der⸗ 
ſelben Weiſe iſt zu verfahren, wenn eine Partei ihrer Ver⸗ 
pflichtung aus einem nach förmlicher Klageerhebung vor 
der Innung bezw. Innungs⸗Ausſchuß ergangenen Ber- 
gleich nicht nachkommt. 

Der zur Entſcheidung angerufene „Ausſchuß für das 
Lehrlingsweſen“ einer Innung bezw. der Innungs⸗Aus⸗ 
ſchuß können dieſe nicht ablehnen und die Parteien etwa 
an das Gewerbegericht oder ordentliche Gericht verwei⸗ 
ſen. Andererſeits müſſen die Parteien vor dieſen Inſtan⸗ 
zen Recht ſuchen, wenn der Lehrherr einer Innung als 
Mitglied angehört. 


Srundfücsbeleihungen 


unter befsnderer Berückſichtigung der Bedürſniſſe des 
Handwerks. 
Referat der Handwerkskammer München auf der 
Konferenz der ſüddeutſchen Handwerkskammern 
zu Baden⸗Baden am 22. Juli 1915. 
(Fortſetzung.) 

Je nach der zufälligen wirtſchaftlichen 
Lage des Geldmarktes wurde das Kapital entweder glatt 
gekündigt, und eine anderweitige Beſchaffung in gleicher 
Höhe war unmöglich, günſtigen Falles verurſachte dies 
ſehr erhebliche Koſten, oder die Bank begnügte fih mit 
der Rückzahlung eines Teiles der Hypothek, oder es 
wurde der Zinsfuß erhöht, oder beides verlangt. Der 
Hausbeſitzer war meiſtens gezwungen, auf alle ihm geſtell⸗ 
ten Bedingungen einzugehen, um wieder auf zehn Jahre 
Ruhe zu haben. Um die frühere gute Rentabilität des Ob⸗ 
jektes aber war es meiſtens geſchehen. Weitere zehn Jahre 
aber vergehen ſchnell, und dann erneuern ſich regelmäßig 
die alten Sorgen. — Leider haben ſich auch viele Hand⸗ 
werker und Private ſeinerzeit durch den etwas niederen 
Zinsfuß verleiten laſſen, derartige Hypotheken an erſter 


Stelle aufzunehmen, und in ſolchen Fällen leidet unfehl⸗ 


bar die Sicherheit der weiteren Hypotheken. Wird die 
erſte fällig und iſt nicht anderweitig aufzutreiben, ſo muß 
es meiſtens zur Subhaſtation kommen, wenn nicht von 
den Beſitzern der zweiten oder dritten Hypothek Opfer ge⸗ 
bracht werden bezw. werden können. Wird lediglich der 
Zinsfuß der erſten Hypothek erhöht, jo leidet die Renta- 
bilität des Anweſens, der Wert ſinkt und damit auch die 
Sicherheit der Nachhypotheken. 

Aus all dieſen Gründen ift es deshalb wirtſchaftlich 
richtiger, zunächſt an erſter Stelle regelmäßig eine Amor⸗ 
tiſationshypothek aufzunehmen, namentlich der Hand⸗ 
merker und Gewerbetreibende gewinnt dadurch die Sicher— 
heit, daß ihm viele Koſten und ſchwere Sorgen erſpart 
bleiben, und ſein Anweſen einmal ſeinen Kindern, ſicher 
aber den Enkeln ſchuldenfrei verbleibt. Bei einhalbpro⸗ 
zentiger Tilgung ungefähr 55 Jahre. 

Ein ſchweres Bedenken und ein ſtichhaltiger Einwand 
gegen dieſe Tilgungshypotheken darf indeſſen nicht uner⸗ 
wähnt bleiben und bildet die Urſache, daß nicht allge⸗ 
mein von dieſer Einrichtung Gebrauch gemacht wurde und 
wird, und das folgendes iſt: Die gutgemachten Annui⸗ 
täten kommen eigentlich nie demjenigen zugute, der die 
Hypothek aufgenommen hat. Die Banken zahlen ſelbſt⸗ 
verſtändlich die gutgemachten Beträge nicht heraus, ſon⸗ 
dern benützen den Zinsertrag derſelben zur Gutſchrift für 
die weitere Tilgung weshalb ſich dann die Tilgungsquote 
mit der Zeit immer mehr erhöht. Beim Verkaufe eines 
Anweſens kommt eigentlich nie der Fall vor, daß der 
Käufer die gutgemachten Annuitäten herauszahlt, da 
auch dieſer faſt ſtets in der gleichen Lage iſt, wie der Erſt⸗ 
beſitzer: Er hat keine Ausſicht, wieder in den Beſitz dieſes 
Geldes zu kommen, außer, er kann die völlige Tilgung 
abwarten. Bis dahin aber muß er für das ganze Kapital 
die Zinſen fortzahlen, und die von ihm an den Vorbeſitzer 
etwa hinausbezahlte Summe trägt keinerlei Zinſen. Sie 
bildet eigentlich zunächſt eine Erhöhung des Kaufpreiſes. 

Dieſer Umſtand wird ſchwer empfunden, um ſo mehr 
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als bei der Steuerfatierung die auf Hypotheken gutge: 
machten Beträge als Beſtandteil des Vermögens betrad- 
tet werden. 

Zurzeit können diefe Verhältniſſe bei paſſender Ge- 
legenheit dazu benützt werden, daß ſich geriebene Kapi⸗ 
taliſten auf müheloſe Weiſe bereichern. Es braucht jemand 
nur ein zu erſter Stelle verhältnismäßig hoch belaſtetes 
Anweſen etwa zehn Jahre vor Ablauf der Tilgungsfriſt 
zu kaufen unter der allgemein üblichen Bedingung, daß 
er die gutgemachten Annuitäten nicht abzulöſen braucht, 
und er hat nach verhältnismäßig kurzer Zeit einen hohen 
Gewinn erzielt. Es ift kein Zweifel, daß derartige Ge- 
ſchäfte in Zukunft ſehr oft gemacht werden. 

Hier gilt es Mittel und Wege zu finden, denjenigen. 
welcher zur Tilgung beigetragen hat, auch den Nutzen da- 
für zu ſichern und zu verhüten, daß dieſe Gelder mühelos 
in die Taſchen des größeren Kapitals fließen. Ein ſolches 
Mittel wäre etwa folgendes: Beim Verkaufe eines mit 
einem Annuitätenkapital belaſteten Anweſens würde dem 
Verkäufer der von ihm zurückgezahlte Betrag innerhalb 
des Bankkapitals hypothekariſch gutgeſchrieben. Dieſer 
Betrag wäre weder verzinslich noch kündbar, ſo lange, bis 
die Hypothek vollſtändig getilgt iſt. Wechſelt das Anweſen 
während dieſer Zeit öfters den Beſitzer, ſo tritt jedesmal 
der gleiche Fall ein. Nach vollſtändiger Rückzahlung der 
Hypothek würden die ſtatt der einen größeren nun vor- 
handenen mehrfachen kleineren Hypotheken, die Gleich— 
rang unter ſich hätten, einer von vornherein feſtzuſetzen— 
den Kündigungsfriſt und Verzinſung unterliegen. Dies 
Verfahren hätte folgende Vorteile: 

1. Bei einem oder mehrfachen Beſitzwechſel eines An— 
weſens ſind die von den Einzelbeſitzern aufgewende— 
ten Tilgungsquoten für dieſe nicht wie jetzt verloren, 

ſondern kommen, wenn auch wegen der Länge der 

Zeit nicht ihnen ſelbſt, ſo doch in abſehbarer Zeit ih— 

ren Nachkommen zugute. 

2. Das Anweſen wird dadurch zum Schaden der Nad- 
hypotheken nicht höher belaſtet, als es von jeher war. 

3. Die Zinſenlaſt wird nicht größer, weil die Rückzah⸗ 

lungen bis zur vollſtändigen Tilgung des Kapi⸗ 
tals nicht zu verzeichnen ſind. 

4. Die Unkündbarkeit dieſer Beträge bis zur vollſtän— 
digen Kapitaltilgung macht ebenfalls eine höhere Be— 
laſtung unmöglich und gewährleiſtet ruhigen Beſitz. 

5. Die nach vollſtändiger Rückzahlung weiter zu ent⸗ 
richtenden Zinſen bedeuten keine größeren Aufwen— 
dungen als zuvor bei Uebernahme des Anweſens; es 
kann immer mit denſelben feſten Verhältniſſen ge— 
rechnet werden. 

j. Bei Kündigung einer oder mehrerer der nach der 
Tilgung vorhandenen, ſagen wir „Erſatzhypotheken“, 
dürfte es verhältnismäßig leicht ſein, dieſe Beträge zu 
beſchaffen, da ſie abſolut ſicher innerhalb der erſten 
Hälfte des Wertes des Anweſens liegen. 

Man ſieht alſo, es würde durch eine ſolche Regelung 

niemandem ein Schaden zugefügt, vielen aber genützt. 

Bei der großen Mehrzahl der Anweſen in größeren 
Orten wird ein folches Verfahren ſich als notwendig und 
nützlich erweiſen, weil hier ein Wechſel des Beſitzes an der 
Tagesordnung iſt. — 

Wie ſteht es nun mit ſolchen Anweſen, namentlich in 
kleineren Orten und z. B. im Beſitze von Handwerkern, 
die in der Regel nicht veräußert werden und im Beſitze der 
Familie bleiben? N 

Zunächſt iſt auch hier auf die Notwendigkeit hinzu⸗ 
weiſen, bei Aufnahme einer erſten Hypothek unbedingt 
an der Amortiſation feſtzuhalten. Daß der Beſitzer, wel— 
cher dieſe Hypothek aufnimmt, danach noch 55 Jahre lebt, 
um ſich dann eines unverſchuldeten Beſitzes zu erfreuen, 
ift wohl ein Fall, der wegen feiner Seltenheit und Einfach⸗ 
heit außer Betracht bleiben kann. Stirbt er früher, ſo 
haben ſeine Erben, oder derjenige, der den Beſitz des An⸗ 
weſens antritt, die urſprünglichen Verpflichtungen zur 
Rückzahlung in vollem Umfange zu übernehmen und fort- 
zuſetzen. In dieſem Falle müßte, wie bei einem Beſitz⸗ 
wechſel durch Verkauf, der bisher gutgemachte Betrag für 
die Erben gleichheitlich feſtgelegt bezw. geſichert werden. 
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Ein Beiſpiel möge die Einfachheit und Gerechtigkeit eines 
ſolchen Vorgehens erläutern: 
Angenommen, ein Handwerker in einem kleinen 
Orte hat auf feine mAnweſen im Werte von 60 000 M. 
eine Annuitätenhypothek in Höhe von 30 000 M. ſtehen. 
Davon hat er in etwa 35 bis 45 Jahren 20000 M. ab- 
gezahlt. Der Mann ſtirbt und hinterläßt zwei Kinder, 
einen Sohn und eine Tochter. Der Sohn übernimmt das 
Anweſen, die Tochter muß ſich anderweitig verſorgen, 
Geld, dieſelbe eventl. abzufinden, iſt nicht vorhanden, 
auch keine Ausſicht, eine zweite Hypothek zu bekom⸗ 
men. Nun werden zunächſt die gutgemachten 20 000 M. 
zu gleichen Teilen a 10000 M. geſichert, und mit einem 
Schlage ändert ſich das Bild. Die Sicherheit, in etwa 10 
bis 15 Jahren eine durchaus gute Hypothek von 10 000 
M. auf dem väterlichen Anweſen zu haben, wird der 
Tochter die Verſorgung weſentlich erleichtern, ſie wird 
daraufhin auch Kredit bekommen. Der Sohn kann da⸗ 
mit rechnen, daß ſein Vermögen im gleichen Zeitraume 
fich von 10 000 auf 20 000 M. erhöht, und er wird zu ge- 
gebener Zeit leicht in der Lage ſein, der Schweſter ihren 
Betrag von 10 000 M. hinaus zu zahlen. 

Es handelt ſich bei dieſem Beiſpiele ſelbſtverſtändlich 
nur um die Löſung der Frage eines an erſter Stelle ein⸗ 
getragenen Annuitätenkapitals ohne Rückſicht auf die 
weiteren Belaſtungen. Die Unterſuchung ergibt, daß, um 
es zu wiederholen, unter allen Umſtänden ratſam iſt, na⸗ 
mentlich aber für den Handwerker in Stadt und Land, 
bei Aufnahme einer Hypothek zugleich auf die Tilgung 
derſelben bedacht zu fein und ſtets die mechaniſche Til- 
gung durch eine geringe Erhöhung des Zinsfußes vorzu— 
ziehen. 

Fortſetzung folgt. 


Graudenzer Schloſſer 
Ein⸗ und Verkaufsgenoſſenſchaft 


e. G. m. b. H. 


Außerordentliche Generalverſammlung 
Montag, den 20, Dezember 1915, nachmittags 4 Uhr, 
„Geſchäftsſtelle der Handwerkskammer“. 


Tagesordnung. 
1. Auſſtellung einer Geſchäftsanweiſung für den Vor⸗ 
ſtand und Aufſichtsrat der Genoſſenſchaft. 


Graudenz, den 11. Dezember 1915. 
Für den Auffichtstat 
Leo Kolleng. 


Staatliche, gemeindliche 
Verwaltungen u. Private! 
Vergebet Aufträge an 
Gewerbe. 


Im Auftrage der Handwerkskammer 
Schriftleitung: Syndikus i. V. W. Ollmann, Graudenz. 
Druck und Expedition: 

Ruchdruckerei Robert Geiſel, Graudenz. — Fernſprecher Nr. 743. 


